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Verehrte Leserinnen und Leser,

auch diese Ausgabe der KSzW widmet sich wieder einem Schwerpunktthema, diesmal dem Recht der Schiedsgerichtsbarkeit
und der alternativen Streitbeilegung. Das Thema hat einen starken Bezug zur Universität zu Köln und zur Stadt Köln. An der
Kölner juristischen Fakultät wird seit vielen Jahrzehnten auf dem Gebiet der nationalen und internationalen Schiedsgerichts-
barkeit, und in jüngster Zeit auch vermehrt auf dem Gebiet der Mediation und anderer Formen der alternativen Streitbeile-
gung, gelehrt und geforscht. Köln ist zudem seit einigen Jahren Sitz der Hauptgeschäftsstelle der Deutschen Institution für
Schiedsgerichtsbarkeit (DIS), der führenden deutschen Schiedsinstitution, die sich in jüngster Zeit neben der Administrierung
von Schiedsverfahren nach der DIS-Schiedsgerichtsordnung verstärkt auch den modernen Formen alternativer Streitbeilegung
widmet.

Die Schiedsgerichtsbarkeit ist in Deutschland seit langem als echte Alternative zur staatlichen Gerichtsbarkeit akzeptiert. In
der Rechtsprechung des BGH wird immer wieder hervorgehoben, dass die Schiedsgerichtsbarkeit heute den gleichen Stellen-
wert wie die staatliche Gerichtsbarkeit hat. Schiedsgerichte sind eben private Gerichte. § 1055 ZPO zieht daraus die zwangs-
läufige Konsequenz und bestimmt, dass der Schiedsspruch eines Schiedsgerichts zwischen den Parteien die Wirkungen eines
rechtskräftigen gerichtlichen Urteils hat. Vertraulichkeit des Verfahrens, Fach- und Sprachkenntnis der von den Parteien ge-
wählten Schiedsrichter und weltweite Vollstreckbarkeit des Schiedsspruchs nach der New Yorker Konvention über die Aner-
kennung und Vollsteckbarerklärung ausländischer Schiedssprüche von 1958 sind einige der Gründe für diesen Erfolg. Seit
dem 1. Januar 1998 ist noch ein weiterer hinzugekommen. Zu diesem Datum hat Deutschland durch das Gesetz zur Neurege-
lung des Schiedsverfahrensrechts vom 22. Dezember 1997 in den §§ 1025 ff. ZPO das von der Kommission der Vereinten
Nationen für internationales Handelsrecht (United Nations Commission on International Trade Law, UNCITRAL) ausgearbei-
tete und am 21. Juni 1985 verabschiedete UNCITRAL-Modellgesetz über die internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit
rezipiert. Das Modellgesetz wurde auf der 61. Vollversammlung der Vereinten Nationen am 11. Dezember 1985 allen Mit-
gliedsländern der UN zur Annahme empfohlen. Bisher sind 66 Staaten dieser Empfehlung gefolgt. Das Modellgesetz zeichnet
sich vor allem durch den weiten Spielraum aus, der den Parteien für die Gestaltung ihres Verfahrens gewährt wird. Es gibt nur
wenige zwingende Bestimmungen. Die sonstigen Vorschriften des Gesetzes gelten nur, „wenn die Parteien nichts anderes ver-
einbart haben“. Diese Vereinbarung kann durch Verweis auf eine moderne Schiedsordnung, durch Bestimmungen in der
Schiedsklausel oder durch vor oder während des Schiedsverfahrens getroffene Abreden der Parteien erfolgen. Bezeichnender-
weise hat Deutschland das Modellgesetz ohne die dort vorgesehene Beschränkung auf die „internationale Handelsschiedsge-
richtsbarkeit“ übernommen. Die §§ 1025 ff. ZPO gelten heute also sowohl für nationale als auch für internationale Schieds-
verfahren und unabhängig davon, ob es sich um eine handelsrechtliche Streitigkeit handelt. Diese Ausdehnung des Anwen-
dungsbereichs des Modellgesetzes bei der Übernahme in das deutsche Recht geschah in der Erkenntnis, dass das deutsche
Schiedsverfahrensrecht schon vor der Reform derart liberal und flexibel war, dass keine Notwendigkeit für eine Aufspaltung
der gesetzlichen Regelung in ein liberales Schiedsgesetz für internationale Verfahren und ein strengeres Gesetz für nationale
Schiedsverfahren bestand, wie dies etwa früher in Frankreich der Fall war.

Diese Liberalität des deutschen Schiedsrechts folgte aber nicht aus dem veralteten Gesetzesrecht, den Regelungen zum
Schiedsverfahren in der ZPO aus dem Jahr 1877, sondern aus der Auslegung dieser Normen durch die deutschen Gerichte.
Die Übernahme des UNCITRAL-Modellgesetzes hat daher nicht nur die Benutzerfreundlichkeit des deutschen Schiedsrechts
erheblich erhöht, sondern hat auch eine wichtige Signalwirkung für ausländische Parteien, die überlegen, Deutschland als Sitz
ihres Schiedsverfahrens zu wählen. Tatsächlich ist Deutschland durch die seit Inkrafttreten des deutschen Schiedsrechts vom
1. Januar 1998 eingetretenen politischen Entwicklungen mehr ins geographische Zentrum der EU gerückt. Auch aus diesem
Grund ist Deutschland für ausländische Parteien als Sitz eines internationalen Schiedsverfahrens attraktiver geworden. Gleich-
zeitig ist damit auch der Stellenwert deutscher Praktiker auf dem Gebiet der internationalen Schiedsgerichtsbarkeit weiter ge-
steigert worden, und das nicht nur innerhalb Deutschlands, sondern auch auf dem globalen Markt für juristische Dienstleitun-
gen auf dem Gebiet der Schiedsgerichtsbarkeit und anderer Formen der alternativen Streitbeilegung.

Die Beiträge in dieser Ausgabe der KSzW spiegeln diese Entwicklungen in geradezu idealer Weise wider. Die meisten wurden
von erfahrenen deutschen Praktikern verfasst. Ein deutlicher Schwerpunkt liegt auf der internationalen Schiedsgerichtsbarkeit,
einschließlich der Einbettung des Schiedsverfahrensrechts in die modernen Entwicklungen zur Reform des europäischen Pro-
zessrechts. Aber auch andere Formen der alternativen Streitbeilegung und gerade die in den letzten Jahren veröffentlichte
große Zahl neuer Regelwerke zur alternativen Streitbeilegung der DIS werden ausführlich beleuchtet.

Insgesamt gebührt der Redaktion der KSzW und den Autoren ein großes Kompliment. Die vorliegende Ausgabe liefert ein
eindrucksvolles Beispiel für die gewachsene Bedeutung und den heutigen Stellenwert der Bundesrepublik Deutschland als
attraktiver Standort für Schiedsverfahren und andere Formen der alternativen Streitbeilegung.

Professor Dr. Klaus Peter Berger, LL.M.
Universität zu Köln
Vorstandsvorsitzender der DIS
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